Anlage 16
(zu 8 34 Absatz 5 Nummer 2 und § 39 Absatz 4 Nummer 2)

Bescheinigung der Wahlbarkeit
fur die Wahl zum Deutschen Bundestag
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ist am Wahltag nach den heute vorliegenden Erkenntnissen Deutsche(r) im Sinne des Artikels 116 Absatz 1
des Grundgesetzes und nicht nach 8§ 15 Absatz 2 des Bundeswahlgesetzes von der Wahlbarkeit ausge-
schlossen.
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Ich bin damit einverstanden, dass fiir mich eine Bescheinigung der Wahlbarkeit eingeholt wird.*

(Personliche und handschriftliche Unterschrift des Bewerbers)

%) Wenn der Bewerber die Bescheinigung seiner Wahlbarkeit selbst einholt, streichen.

Datenschutzhinweise auf der Riickseite



Anlage 16
(zu 8 34 Absatz 5 Nummer 2 und § 39 Absatz 4 Nummer 2)

Ruckseite

der Bescheinigung der Wahlbarkeit fur die
Wahl zum Deutschen Bundestag

Informationen zum Datenschutz

Fur die in lhren Angaben auf der Vorderseite enthaltenen personenbezogenen Daten gilt:

1.

10.

11.

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, lhre Wahlbarkeit nach § 15 Bundeswahlgesetz nachzuweisen. Die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt bei einem Bewerber eines Kreiswahlvorschlages auf der Grundlage von § 1
Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe ¢ und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g
Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit den 8§ 15, 19, 20, 25 und 26 Bundeswahlgesetz und den 88 34, 35, 36
Bundeswahlordnung, bei einem Bewerber einer Landesliste auf der Grundlage von § 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in
Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung
mit den 8§ 15, 19, 25, 27 und 28 Bundeswahlgesetz und den 88 39, 40, 41 Bundeswahlordnung. »

Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen.
Die Wahlbarkeitsbescheinigung ist jedoch nur mit diesen Angaben glltig.

Verantwortlich fur die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf der Vorderseite sind die Gemeindebehérde, bei der Sie mit
lhrem Hauptwohnsitz gemeldet sind, und, auf3er bei anderen Kreiswahlvorschlagen im Sinne des § 20 Absatz 3
Bundeswahlgesetz”, die die Wahlbarkeitsbescheinigung einreichende Partei

Nach Einreichung der Wéahlbarkeitsbescheinigung beim Landeswabhlleiter ist der Landeswahlleiter
(Postanschrift: Der Landeswahlleiter, Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Macherstrale 63, 01917 Kamenz;
E-Mail: landeswabhlleiter@statistik.sachsen.de) verantwortlich.

Empfanger der personenbezogenen Daten ist bei einem Bewerber einer Landesliste der Landeswahlausschuss (Postanschrift: c/o
Landeswabhlleiter, siehe oben Nummer 3).

Im Falle einer Beschwerde gegen die Zuriickweisung eines Kreiswahlvorschlages nach § 26 Absatz 2 Bundeswahlgesetz kdnnen
auch der Landeswahlausschuss, der Landeswahlleiter und der Bundeswabhlleiter, im Falle einer Beschwerde gegen die
Zuriickweisung einer Landesliste nach § 28 Absatz 2 Bundeswahlgesetz der Bundeswahlausschuss und der Bundeswabhlleiter
Empfanger der personenbezogenen Daten sein.

Im Falle von Wahleinspriichen kdnnen auch der Deutsche Bundestag, die sonstigen nach dem Wahlprifungsgesetz am Verfahren
Beteiligten sowie das Bundesverfassungsgericht, in anderen Fallen auch andere Gerichte Empfanger der personenbezogenen
Daten sein.

Die Frist fur die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 90 Absatz 3 Bundeswahlordnung: Wahlunterlagen
kénnen 60 Tage vor der Wahl des neuen Deutschen Bundestages vernichtet werden. Der Landeswabhlleiter kann zulassen, dass die
Unterlagen friher vernichtet werden, soweit sie nicht fur ein schwebendes Wahlpriifungsverfahren oder fir die
Strafverfolgungsbehdrde zur Ermittlung einer Wabhlstraftat von Bedeutung sein kénnen.

Nach 8§ 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung kénnen Sie von dem
Verantwortlichen Uber die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen.

Nach § 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung kénnen Sie von dem
Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird die ausgestellte
Wahlbarkeitsbescheinigung nicht ungiiltig. Nach Ablauf der Frist fur die Einreichung der Wahlvorschlage bis zum Ablauf des
Wahltages kénnen Sie die Berichtigung lhrer personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen des § 25
Bundeswahlgesetz beziehungsweise des § 27 Absatz 5 Bundeswahlgesetz in Verbindung mit § 25 Bundeswahlgesetz verlangen.

Nach § 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung kénnen Sie von dem
Verantwortlichen die unverziigliche Loschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten
fur die Zwecke, fur die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist abgelaufen ist, Ihre
personenbezogenen Daten unrechtmafig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Léschung verpflichtet ist. Dadurch wird
die ausgestellte Wahlbarkeitsbescheinigung nicht ungltig.

Nach § 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung kénnen Sie von dem
Verantwortlichen statt der Léschung die Einschrankung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten fir die
Zwecke, fiur die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezogenen Daten unrechtméaRig verarbeitet
wurden. Sie kénnen die Einschrankung der Verarbeitung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung sind, dass lhre
personenbezogenen Daten unrichtig sind. Nach Ablauf der Frist fur die Einreichung der Wahlvorschlége bis zum Ablauf des
Wahltages kénnen Sie die Einschrankung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen des

§ 25 Bundeswahlgesetz beziehungsweise des § 27 Absatz 5 Bundeswahlgesetz in Verbindung mit § 25 Bundeswahlgesetz
verlangen. Durch einen Antrag auf Einschrankung der Verarbeitung wird die ausgestellte Wéahlbarkeitsbescheinigung nicht ungltig.

Beschwerden kénnen Sie an den zusténdigen Landesdatenschutzbeauftragten und gegebenenfalls an den
Datenschutzbeauftragten des jeweils fir die Datenverarbeitung Verantwortlichen (siehe oben Nummer 3) oder an den
Bundesbeauftragten fuir den Datenschutz und die Informationsfreiheit (Postanschrift: Der Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz
und die Informationsfreiheit, Postfach 1468, 53004 Bonn; E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de) richten.

Sie kénnen diese Informationen auch auf der Homepage des Bundeswahlleiters unter www.bundeswahlleiter.de ansehen.

D'Nichtzutreffendes streichen.
% Name und Kontaktdaten sind von der Partei einzutragen.



	Tag der Wahl: 
	Familienname: 
	alle Vornamen: 
	Geburtsdatum: 
	Geburtsort: 
	Straße, Hausnummer: 
	PLZ, Wohnort: 
	Ort 1: 
	Ort 2: 
	Datum 1: 
	Datum 2: 
	handschriftliche Unterschrift: 
	Text7: 
		2020-06-18T06:55:13+0200
	pseudo: Landeswahlleiter




